
ABO Invest AG, 65195 Wiesbaden, ISIN DE000A1EWXA4

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der 

als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten  
am 8. Oktober 2020 um 10:00 Uhr stattfindenden außerordentlichen Hauptversammlung ein. 
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Die Gesellschaft ist bestrebt, ihre erst vor Kurzem auch auf 
andere Projektentwickler als die ABO Wind AG ausgewei-
tete Akquisitionsstrategie konsequent weiterzuverfolgen. 
Etwaige Projekterwerbe in den Bereichen Photovoltaik (PV) 
und Wind könnten möglicherweise in der näheren Zukunft 
zur Prüfung anstehen. Dies erfordert zeitnah die Schaffung 
eines neuen genehmigten Kapitals als rechtliche Grund-
lage für eine weitere Stärkung der Eigenkapitalbasis der 
Gesellschaft im Sinne eines nachhaltigen Portfolioausbaus. 
Vor diesem Hintergrund ist die Einberufung einer außeror-
dentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft notwendig 
geworden. Gleichzeitig soll die Gelegenheit genutzt wer-
den, die Satzung unter anderem an geänderte gesetzliche 
Rahmenbedingungen anzupassen sowie die Eigenständig-
keit des Unternehmens durch eine Änderung der Firma und 
eine Erweiterung des Unternehmensgegenstands zu unter-
streichen. Letzteres unterstützt insbesondere auch die ge-
plante weitere aktive Akquisitionstätigkeit der Gesellschaft 
und damit auch die Stärkung der Unternehmereigenschaft 
aus umsatzsteuerlicher Sicht.

Die außerordentliche Hauptversammlung wird gemäß § 
1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Ge-
sellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 
Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 
(„COVID-19-Gesetz“) als virtuelle Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtig-
ten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter) abgehalten.

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes 
(AktG) ist das

Haus der Bayerischen Wirtschaft, 
Max-Joseph-Straße 5, 
80333 München, 
Deutschland,

da den technischen Anforderungen an eine virtuelle Haupt-
versammlung dort kostengünstiger als am Standort der 
Gesellschaft entsprochen werden kann.

Bitte beachten Sie die besonderen Bedingungen zur Teil-
nahme an der virtuellen Hauptversammlung ausschließlich 
im Wege elektronischer Zuschaltung (keine elektronische 
Teilnahme) und zur Ausübung des Stimmrechts im Wege 
der Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung, auch an die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter.

Die gesamte virtuelle Hauptversammlung wird für die 
ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder deren Be-
vollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim-
mungen am 8. Oktober 2020 ab 10:00 Uhr in Echtzeit im 
Internet auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

im passwortgeschützten HV-Portal in Bild und Ton übertra-
gen.

Einzelheiten zu den Rechten der Aktionäre und ihrer Bevoll-
mächtigten entnehmen Sie bitte den weiteren Angaben 
und Hinweisen, die im Anschluss an die Tagesordnung in 
Abschnitt IV. („Weitere Angaben und Hinweise“) abge-
druckt sind.



I. Tagesordnung
 

TOP 1: Beschlussfassung über Änderungen der Satzung

Die Satzung der Gesellschaft soll in folgenden Punkten geändert 
werden:

•	 Die Firma der Gesellschaft soll in Zukunft Clearvise AG lauten. 
Hierdurch soll zusätzlich zur Eigenständigkeit des Unterneh-
mens neben dem Projektentwickler ABO Wind AG insbesonde-
re die zukunftsorientierte Ausrichtung der Gesellschaft als un-
abhängiger Stromproduzent und ihr nachhaltiger Beitrag zur 
europäischen Energiewende durch den langfristigen Betrieb 
regenerativer Energieerzeugungsanlagen betont werden.

•	 Die Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, Informationen 
und Mitteilungen an ihre Aktionäre und weitere Personen im 
Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. Dies dient 
einer Vereinfachung der Kommunikationswege und ermögli-
cht insbesondere eine rasche und unkomplizierte Kontaktauf-
nahme mit den Aktionären.

•	 Die Regelungen über die Vergütung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats sollen an die für börsennotierte Gesellschaften (§ 3 
Abs. 2 AktG) geltenden Empfehlungen des Deutschen Corpo-
rate Governance Kodex (DCGK) angeglichen werden. Die Ver-
gütung eines einzelnen Aufsichtsratsmitglieds soll nach zehn 
Jahren geringfügig erhöht werden, während die Vergütung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden gleichzeitig auf das Zweifache eines 
einzelnen Aufsichtsratsmitglieds abgesenkt wird.

•	 Die Regelungen betreffend den Nachweis des Aktienbesitzes 
für die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts sollen nach Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechte-
richtlinie (ARUG II) an die für börsennotierte Gesellschaften 
(§ 3 Abs. 2 AktG) geltenden Voraussetzungen angeglichen 
werden.

•	 Die Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, die Hauptver-
sammlung in Form einer „Online-Hauptversammlung“ durch-
zuführen, in der die Aktionäre alle oder einzelne ihrer Rechte 
ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation 
ausüben.

•	 Das bisher in der Satzung für Beschlüsse der Hauptversamm-
lung vorgesehene Höchststimmrecht soll abgeschafft werden. 
Zum einen ist die Fortführung des Höchststimmrechts vor 
dem Hintergrund der heute bestehenden Aktionärsstruktur 
nicht mehr adäquat. Zum anderen ist die Abschaffung des 
Höchststimmrechts erforderlich, um es der Gesellschaft zu er-
möglichen, in Zukunft Bestandsparks und Bestandsportfolien 
im Bereich Wind und Solar von anderen Betreibern im Wege 
der Sacheinlage zu erwerben; angesichts der bestehenden 
Stimmrechtsbeschränkung wäre ein zügiger Portfolioausbau 
andernfalls kaum möglich. Darüber hinaus soll es der Wegfall 
des Höchststimmrechts der Gesellschaft ermöglichen, neue, 
langfristig orientierte Investoren - und damit die für zukünf-
tige Investitionen in Wind- und Solarparks notwendige weitere 
Stärkung der Eigenkapitalbasis - in nennenswertem Umfang 
zu gewinnen. Zeitnah umsetzbare Kapitalmaßnahmen zur 
Stärkung der Eigenkapitalbasis (siehe hierzu auch die unter 
Tagesordnungspunkt 3 zur Beschlussfassung vorgeschla-
gene Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2020) 
sind eine zwingende Voraussetzung für die Umsetzung des 
angestrebten weiteren Portfolioausbaus. Dementsprechend 

soll in Zukunft das Stimmrecht der Aktionäre ihrer jeweiligen 
Beteiligung am Grundkapital entsprechen.

•	 Die in der Satzung enthaltene Regelung, wonach für Beschlüs-
se der Hauptversammlung jeweils, soweit gesetzlich zulässig, 
die einfache Stimmen- und Kapitalmehrheit ausreichend ist, 
soll redaktionell überarbeitet und zu Klarstellungszwecken 
neu gefasst werden; eine inhaltliche Änderung der Regelung 
ist nicht vorgesehen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, die folgenden 
Satzungsänderungen zu beschließen: 

a)	 § 1 Abs. 1 der Satzung (Firma) wird wie folgt geändert: 
 
„(1)	 Firma

	 Die Gesellschaft führt die Firma 
 

	 Clearvise AG 

b)	 § 3 Abs. 2 der Satzung (Bekanntmachungen) wird wie folgt 
neu gefasst: 

„(2)	 Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen erfolgen nur im Bundesanzei-
ger, soweit nicht das Gesetz etwas anderes bestimmt. 
Die Gesellschaft kann Informationen oder Mitteilungen 
an die Aktionäre sowie an Intermediäre, Vereinigungen 
von Aktionären und sonstige Dritte, soweit gesetzlich 
zulässig, auch im Wege der Datenfernübertragung 
übermitteln. Gleiches gilt für die Übermittlung derar-
tiger Informationen oder Mitteilungen an die Aktionäre 
durch Intermediäre, Vereinigungen von Aktionären und 
sonstige Dritte.“ 

c)	 § 13 Abs. 1 und Abs. 3 der Satzung werden wie folgt neu 
gefasst:

 
„(1)	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle

Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat 
eine feste Vergütung, die für das einzelne Mitglied 
EUR 10.000,00 (in Worten: zehntausend Euro), für den 
stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats EUR 
15.000,00 (in Worten: fünfzehntausend Euro) und für 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrats EUR 20.000,00 (in 
Worten: zwanzigtausend Euro) beträgt.” 

„(3)	 Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils 
des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehört haben 
oder im Aufsichtsrat den Vorsitz oder den stellvertre-
tenden Vorsitz innehatten, erhalten eine entsprechende 
zeitanteilige Vergütung.”

§ 13 Abs. 2 und Abs. 4 der Satzung bleiben unverändert. 

d)	 Nach § 13 Abs. 4 der Satzung wird ein neuer Absatz 5 einge-
fügt wie folgt: 
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„(5)	 Soweit die Gesellschaft eine 

Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D&O-
Versicherung) für Organmitglieder abschließt und sich 
der Versicherungsschutz auch auf die Mitglieder des 
Aufsichtsrats erstreckt, werden die hierfür anfallenden 
Versicherungsprämien von der Gesellschaft entrichtet.” 

e)	 § 16 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(2)	 Der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme 

an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts ist durch einen Nachweis des Anteils-
besitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG zu erbringen. Der 
Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG 
hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptver-
sammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft unter 
der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung 
zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen 
zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag des 
Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind bei 
der Berechnung dieser Frist nicht mitzurechnen.“ 

f)	 Nach § 16 Abs. 4 der Satzung wird ein neuer Absatz 5 einge-
fügt wie folgt: 
 
„(5)	 Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, 

dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne 
Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmäch-
tigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer 
Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer 
Kommunikation ausüben können. Der Vorstand ist auch 
ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. 
Diese werden mit der Einberufung der Hauptversamm-
lung bekannt gemacht.“ 

Der bisherige § 16 Abs. 5 wird unverändert zu § 16 Abs. 6. 

g)	 § 17 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Jede Aktie gewährt eine Stimme.“ 

h)	 § 19 der Satzung wird zu Klarstellungszwecken wie folgt 
geändert: 
 
„Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht 
zwingende gesetzliche Vorschriften etwas Abweichendes 
bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst (einfache Stimmenmehrheit). Soweit das Gesetz 
außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Be-
schlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, 
soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit des 
bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals.“

TOP 2: Beschlussfassung über die Änderung des Unternehmens-
gegenstands und entsprechende Satzungsänderung

Der Gegenstand des Unternehmens der ABO Invest AG ist in 
§ 2 der Satzung geregelt. Nach Auffassung von Vorstand und 
Aufsichtsrat soll die Eigenständigkeit des Unternehmens und die 
zukünftig erweiterte Akquisitionsstrategie – neben einer Ände-
rung der Firma in „Clearvise AG“ – auch durch eine Erweiterung 
des satzungsmäßigen Unternehmensgegenstands zum Ausdruck 
gebracht werden. Zudem soll klargestellt werden, dass zum Ge-
genstand des Unternehmens auch die Erbringung von Manage-
ment- und Servicedienstleistungen der Gesellschaft gegenüber 
Konzernunternehmen zählt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen, 
§ 2 der Satzung (Gegenstand des Unternehmens) insgesamt wie 
folgt neu zu fassen:

 
„§ 2

Gegenstand des Unternehmens

(1)	 Unternehmensgegenstand

Gegenstand des Unternehmens ist die Förderung und/oder 
Realisierung von Projekten aus dem Bereich der erneuerbaren 
Energien im In- und Ausland durch den Erwerb, das Halten, 
Verwalten und die Veräußerung von Beteiligungen an Projekt-
gesellschaften sowie an Unternehmen aus dem Bereich der 
erneuerbaren Energien. Darüber hinaus ist Gegenstand des 
Unternehmens die Zusammenfassung anderer Unternehmen 
unter einheitlicher Leitung sowie die Erbringung von Manage-
ment-, Consulting- und weiteren Dienstleistungen gegenüber 
solchen Unternehmen.

(2)	 Verwandte Geschäfte

Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen 
berechtigt, die mit dem Gegenstand des Unternehmens 
zusammenhängen oder ihm unmittelbar oder mittelbar zu 
dienen geeignet sind. Sie kann ihre Tätigkeit auf einen Teil der 
in Absatz 1 genannten Gebiete beschränken.

(3)	 Beteiligungen und Zweigniederlassungen

Die Gesellschaft kann andere Unternehmen im In- und Aus-
land gründen, erwerben und sich an ihnen beteiligen sowie 
solche Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der 
Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Betrieb, auch soweit 
es um die von ihr gehaltenen Beteiligungen geht, ganz oder 
teilweise durch verbundene Unternehmen führen lassen 
oder auf solche übertragen oder auslagern und sich auf die 
Tätigkeit als geschäftsleitende Holding beschränken. Die Ge-
sellschaft kann Zweigniederlassungen und Betriebsstätten im 
In- und Ausland errichten.“
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TOP 3: Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten 
Kapitals 2020 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs-
rechts und entsprechende Satzungsänderung

Das Genehmigte Kapital 2015 (§ 4 Abs. 4 der Satzung der Gesell-
schaft) ist zum 15. Juli 2020 ausgelaufen. Um die Gesellschaft 
erneut in die Lage zu versetzen, für einen Zeitraum von fünf 
Jahren mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter anderem den 
Finanzmittelbedarf entsprechend den geschäftlichen Erfordernis-
sen schnell und flexibel decken zu können, kurzfristig auf etwaige 
Marktgegebenheiten reagieren zu können oder Aktien im Rah-
men einer Sachkapitalerhöhung bereitstellen zu können, soll ein 
neues genehmigtes Kapital mit der Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechts geschaffen werden (Genehmigtes Kapital 
2020). Insbesondere könnten möglicherweise im Rahmen der erst 
jüngst ausgeweiteten Akquisitionsstrategie der Gesellschaft in 
der näheren Zukunft etwaige Projekterwerbe in den Bereichen 
Photovoltaik (PV) und Wind zur Prüfung anstehen. Dementspre-
chend ist die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2020 
von besonderer Bedeutung für den weiteren Portfolioausbau. § 
4 Abs. 4 der Satzung soll hierzu unter Aufhebung des bisherigen 
Wortlauts - des zum 15. Juli 2020 ausgelaufenen Genehmigten 
Kapitals 2015 - vollständig neu gefasst werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu be-
schließen:

a)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 7. Oktober 2025 das Grundkapital der Gesell-
schaft einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 
24.500.000,00 (in Worten: vierundzwanzig Millionen fünfhun-
derttausend Euro) durch Ausgabe von bis zu 24.500.000 neu-
en, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020). 
Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzu-
räumen. Die neuen Aktien können auch von einem oder meh-
reren Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 
Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

•	 soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszuglei-
chen;

•	 wenn die neuen Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben 
werden, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszu-
sammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
oder von sonstigen Vermögensgegenständen oder von An-
sprüchen auf den Erwerb von sonstigen Vermögensgegen-
ständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 
oder gegen von ihr im Sinne des § 17 AktG abhängige 
Unternehmen;

•	 	wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens des Genehmigten Kapitals 2020 oder - wenn 
dieser Betrag geringer ist - zum Zeitpunkt der Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2020 nicht übersteigt und der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); bei 
der Ausnutzung dieser Ermächtigung unter Bezugsrechts-

ausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist ein Ausschluss 
des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in 
unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. Die 
gemäß vorstehendem Satz 1 verminderte Höchstgrenze 
wird mit Wirksamwerden einer nach der Verminderung 
von der Hauptversammlung beschlossenen neuen Ermäch-
tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
wieder erhöht, soweit die neue Ermächtigung reicht, 
höchstens aber bis zu 10 % des Grundkapitals nach den 
Vorgaben des vorstehenden Satzes 1.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung festzulegen; dies umfasst auch die Festlegung 
der Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche ab-
weichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelau-
fenes Geschäftsjahr, festgelegt werden kann. Der Aufsichtsrat 
ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 
anzupassen.

b)	 § 4 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu 
gefasst: 
 
„(4)	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 7. Oktober 2025 das Grundkapital 
der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um insgesamt 
bis zu EUR 24.500.000,00 (in Worten: vierundzwanzig 
Millionen fünfhunderttausend Euro) durch Ausgabe von 
bis zu 24.500.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu er-
höhen (Genehmigtes Kapital 2020). Den Aktionären ist 
dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren 
Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 
Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der 
Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, 

•	 soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszu-
gleichen;

•	 wenn die neuen Aktien gegen Sacheinlagen aus-
gegeben werden, insbesondere im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder beim 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 
Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf 
den Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 
oder gegen von ihr im Sinne des § 17 AktG abhän-
gige Unternehmen;

•	 wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % 
des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 
2020 oder - wenn dieser Betrag geringer ist - zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2020 nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der 
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neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); bei der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung unter Bezugs-
rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist 
ein Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer, entsprechender 
oder sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG zu berücksichtigen. Die gemäß vorstehendem 
Satz 1 verminderte Höchstgrenze wird mit Wirksam-
werden einer nach der Verminderung von der Haupt-
versammlung beschlossenen neuen Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
wieder erhöht, soweit die neue Ermächtigung reicht, 
höchstens aber bis zu 10 % des Grundkapitals nach 
den Vorgaben des vorstehenden Satzes 1.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung festzulegen; dies umfasst auch die Festlegung der 
Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abwei-
chend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes 
Geschäftsjahr, festgelegt werden kann. Der Aufsichtsrat ist 
ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 anzupassen.“

II. Bericht an die Hauptversammlung

Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermächtigung des 
Vorstands, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auf die neuen Aktien auszuschließen

Unter Tagesordnungspunkt 3 der außerordentlichen virtuellen 
Hauptversammlung am 8. Oktober 2020 schlagen Vorstand und 
Aufsichtsrat die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2020 
mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts nebst 
entsprechender Satzungsänderung vor. Das bisher in § 4 Abs. 
4 der Satzung der Gesellschaft enthaltene Genehmigte Kapital 
2015 ist zum 15. Juli 2020 ausgelaufen. Es soll daher ein neues 
Genehmigtes Kapital 2020 mit der Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechts geschaffen werden. § 4 Abs. 4 der Satzung soll 
hierzu unter Aufhebung des bisherigen Wortlauts - des zum 15. 
Juli 2020 ausgelaufenen Genehmigten Kapitals 2015 - vollständig 
neu gefasst werden.

Im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2020 ist der Vorstand 
ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis 
zu EUR 24.500.000,00 (in Worten: vierundzwanzig Millionen 
fünfhunderttausend Euro) durch Ausgabe von bis zu 24.500.000 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen zu erhöhen. Die Ermächtigung ist bis zum 7. 
Oktober 2025 befristet.

Das Genehmigte Kapital 2020 soll die Gesellschaft erneut in die 
Lage versetzen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter an-
derem ihren Finanzmittelbedarf kurzfristig decken zu können, 

schnell auf etwaige Marktgegebenheiten reagieren zu können 
oder Aktien im Rahmen einer Sachkapitalerhöhung bereitstellen 
zu können. Insbesondere erhält der Vorstand mit dem Genehmi-
gten Kapital 2020 die Möglichkeit, die Eigenkapitalausstattung 
der Gesellschaft innerhalb der genannten Grenzen jederzeit 
den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und im Interesse 
der Gesellschaft schnell und flexibel zu handeln. Dazu muss die 
Gesellschaft - unabhängig von konkreten Ausnutzungsplänen 
betreffend das Genehmigte Kapital 2020 - stets über die notwen-
digen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügen. Da Entschei-
dungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurz-
fristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei 
nicht vom Rhythmus der ordentlichen Hauptversammlung ab-
hängig ist und auch keine außerordentliche Hauptversammlung 
abwarten muss. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals 
hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getragen. 
Gängige Anlässe für die Inanspruchnahme eines genehmigten 
Kapitals sind insbesondere die Stärkung der Eigenkapitalbasis 
und die Finanzierung von Beteiligungserwerben.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 haben die 
Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Gemäß § 203 Abs. 1 
Satz 1 i.V.m. § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG können die neuen Aktien 
auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder Unterneh-
men im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten 
(sogenanntes „mittelbares Bezugsrecht“). Allerdings sieht die 
vorgeschlagene Ermächtigung vor, dass der Vorstand - im Ein-
klang mit den gesetzlichen Bestimmungen - in den nachfolgend 
erläuterten Fällen jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise ausschließen 
kann:

Ausgleich von Spitzenbeträgen

Die Ermächtigung sieht zunächst vor, dass der Vorstand ermäch-
tigt ist, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um Spitzen-
beträge auszugleichen (§ 4 Abs. 4 Unterabs. 1, erster Spiegelstrich 
der vorgeschlagenen neuen Satzungsregelung im Rahmen des 
Genehmigten Kapitals 2020). Der Ausschluss des Bezugsrechts 
für Spitzenbeträge ist eine Maßnahme, die aus technischen Grün-
den zur Durchführung einer Kapitalerhöhung, insbesondere zur 
Herstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses, erforderlich 
und angemessen ist. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge würde insbesondere bei einer Kapitalerhöhung 
um runde Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhö-
hung erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder 
durch den Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise best-
möglich durch die Gesellschaft verwertet. Die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss ist damit sachgerecht.

Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht daneben vor, dass der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre zur Gewinnung von Sacheinlagen ausschließen kann, 
insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen oder beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermö-
gensgegenständen oder von Ansprüchen auf den Erwerb von 
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sonstigen Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen 
gegen die Gesellschaft oder gegen von ihr im Sinne des § 17 
AktG abhängige Unternehmen (§ 4 Abs. 4 Unterabs. 1, zweiter 
Spiegelstrich der vorgeschlagenen Satzungsregelung). Die Gesell-
schaft soll hierdurch in die Lage versetzt werden, durch Akqui-
sitionen ihre Wettbewerbsfähigkeit auch weiterhin zu stärken 
und dadurch langfristige und kontinuierliche Ertragszuwächse zu 
ermöglichen. Die Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, auf 
nationalen und internationalen Märkten schnell und flexibel auf 
vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten 
zum Erwerb von Unternehmen oder Teilen von Unternehmen 
oder Beteiligungen an Unternehmen reagieren zu können. 
Gleiches gilt für den Erwerb von sonstigen, etwa mit einem 
Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden Vermögens-
gegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögens-
gegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 
oder gegen von ihr abhängige Unternehmen. Erfahrungsgemäß 
verlangen Eigentümer interessanter Akquisitionsobjekte wie 
Portfolios aus Wind- und/oder Solarparks als Gegenleistung 
für die Veräußerung oftmals nicht Geld, sondern Aktien. Auch 
können diese auf diesem Weg oft zu günstigeren Konditionen 
erworben werden. Im Wettbewerb um attraktive Beteiligungen 
oder Vermögensgegenstände können sich daher Vorteile ergeben, 
wenn einem Verkäufer als Gegenleistung neue Aktien der Gesell-
schaft angeboten werden können. Da eine Ausgabe von Aktien 
bei sich abzeichnenden Akquisitionsmöglichkeiten mit regel-
mäßig komplexen Transaktionsstrukturen im Wettbewerb der po-
tenziellen Erwerbsinteressenten kurzfristig erfolgen muss, kann 
dies im Regelfall nicht von der grundsätzlich nur einmal jährlich 
stattfindenden (ordentlichen) Hauptversammlung beschlossen 
werden. Daher ist die Schaffung eines genehmigten Kapitals mit 
der entsprechenden Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs-
rechts, auf das der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
schnell zugreifen kann, erforderlich.

Der Vorstand hat jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2020 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch 
machen soll, sobald sich Möglichkeiten zur Akquisition konkreti-
sieren sollten. Ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist 
nur dann zulässig, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von Aktien 
der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft 
und der Aktionäre liegt. Der Ausgabebetrag für die neuen Aktien 
würde dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates 
unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der 
Aktionäre festgelegt. Konkrete Erwerbsvorhaben, zu deren Durch-
führung das Grundkapital gegen Sacheinlagen unter Bezugs-
rechtsausschluss erhöht werden soll, bestehen derzeit nicht.

Barkapitalerhöhung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (vereinfach-
ter Bezugsrechtsausschluss)

Darüber hinaus sieht die vorgeschlagene Ermächtigung vor, dass 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 
ausschließen kann, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesell-
schaft nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, 
§ 4 Abs. 4 Unterabs. 1, dritter Spiegelstrich der vorgeschlagenen 
Satzungsregelung, sogenannter „vereinfachter Bezugsrechtsaus-
schluss“). Die Nutzung dieser Möglichkeit zum Bezugsrechtsaus-
schluss kann zweckmäßig sein, um günstige Marktverhältnisse 
schnell und flexibel auszunutzen und einen hierbei entstehenden 

Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. 
Die bei Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche zweiwö-
chige Bezugsfrist lässt eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf 
aktuelle Marktverhältnisse nicht zu. Ferner können wegen der 
Volatilität der Aktienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel 
nur dann erzielt werden, wenn die Gesellschaft hieran nicht über 
einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei Einräumung eines 
Bezugsrechts ist nach den gesetzlichen Vorgaben erforderlich, 
dass der endgültige Bezugspreis spätestens drei Tage vor Ablauf 
der Bezugsfrist bekanntgegeben wird. Es besteht daher bei 
Einräumung eines Bezugsrechts ein höheres Marktrisiko - insbe-
sondere das über mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko 
-, als bei einer bezugsrechtsfreien Ausgabe. Für eine erfolgreiche 
Platzierung sind daher bei Einräumung eines Bezugsrechts re-
gelmäßig entsprechende Sicherheitsabschläge auf den aktuellen 
Börsenkurs erforderlich; dies führt in der Regel zu ungünstigeren 
Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss 
des Bezugsrechts durchgeführten Kapitalerhöhung. Durch den 
Ausschluss des Bezugsrechts wird somit eine Platzierung nahe 
am Börsenkurs ermöglicht. Auch ist bei Gewährung eines Be-
zugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung 
der Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine vollständige 
Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine an-
schließende Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzlichen 
Aufwendungen verbunden.

Der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß der vorge-
schlagenen Ermächtigung ausgegebenen neuen Aktien entfal-
lende Anteil am Grundkapital darf insgesamt die Grenze von 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten, und 
zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmi-
gten Kapitals 2020, noch - wenn dieser Betrag geringer ist - zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020. In 
diesem Rahmen geht der Gesetzgeber davon aus, dass es für 
die Aktionäre möglich und zumutbar ist, ihre Beteiligungsquote 
durch Käufe am Markt aufrechtzuerhalten.

Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der an-
teilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 
2020 aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer, 
entsprechender oder sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Diese Anrech-
nung dient dem Schutz der Aktionäre, um die Verwässerung ihrer 
Beteiligung möglichst gering zu halten. Das Anrechnungsmodell 
ermöglicht es, dass auch bei einer Verknüpfung verschiedener 
Kapitalmaßnahmen oder etwa der Veräußerung eigener Aktien 
die Beteiligungsquote der Aktionäre um nicht mehr als 10 % 
verwässert wird.

Die gemäß der vorstehend dargestellten Anrechnungsklausel 
verminderte Höchstgrenze wird mit Wirksamwerden einer nach 
der Verminderung von der Hauptversammlung beschlossenen 
neuen Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre wieder erhöht, soweit die neue Ermächtigung reicht, 
höchstens aber bis zu 10 % des Grundkapitals nach den Vorgaben 
von § 4 Abs. 4 Unterabs. 1, dritter Spiegelstrich, Satz 1 der vorge-
schlagenen Satzungsregelung. In diesem Fall hat die Hauptver-
sammlung erneut über die Möglichkeit zu einem vereinfachten 
Bezugsrechtsausschluss beschlossen, sodass der Grund für die 
Anrechnung wieder entfallen ist. Denn mit Inkrafttreten der 
neuen Ermächtigung zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss 
entfällt die durch die zuvor erfolgte Ausgabe oder Veräußerung 
von Aktien unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss ent-
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standene Sperre hinsichtlich der Ausgabe von Aktien aus dem 
Genehmigten Kapital 2020. Da die Mehrheitsanforderungen an 
einen solchen Beschluss über eine Neuerteilung mit denen eines 
Beschlusses über die Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien unter 
vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG identisch sind, ist in der Beschlussfassung der Haupt-
versammlung über die Neuerteilung einer zuvor ausgenutzten 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG zugleich auch eine Bestätigung hinsichtlich des Er-
mächtigungsbeschlusses im Rahmen des Genehmigten Kapitals 
2020 zur Ausgabe von Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu sehen.

Im Falle der erneuten Ausübung einer Ermächtigung zum verein-
fachten Bezugsrechtsausschluss gemäß, entsprechend oder in 
sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt die 
Anrechnung erneut. Im Ergebnis führt diese Regelung im Zusam-
menspiel mit entsprechenden Anrechnungsbestimmungen im 
Rahmen anderweitiger Ermächtigungen zum vereinfachten Be-
zugsrechtsausschluss gemäß, entsprechend oder in sinngemäßer 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, insbesondere etwa bei 
der Veräußerung eigener Aktien, dazu, dass (i) der Vorstand ohne 
erneute Beschlussfassung der Hauptversammlung während der 
verbleibenden Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2020 die 10 
%-Grenze für einen vereinfachten Bezugsrechtsausschluss gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG insgesamt nur einmal ausschöpfen kann, 
jedoch (ii) der Vorstand im Falle einer erneuten Beschlussfassung 
der Hauptversammlung während der verbleibenden Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals 2020 wieder frei in der Wahl ist, ob er - mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats - von den Erleichterungen des § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG innerhalb der gesetzlichen Grenzen im Zu-
sammenhang mit der Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten 
Kapital 2020 gegen Bareinlagen oder im Rahmen anderweitiger 
Ermächtigungen Gebrauch machen möchte. In jedem Fall jedoch 
bleibt die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals auch bei der 
erneuten Erteilung entsprechender Ermächtigungen gewahrt.

Das Gesetz erlaubt zudem einen Bezugsrechtsausschluss gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nur dann, wenn der Ausgabepreis der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien 
der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Ein Abschlag auf 
den Börsenpreis ist grundsätzlich so niedrig zu bemessen, wie 
dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglich ist, jedenfalls nicht mehr als 5 % des 
Börsenkurses. Damit haben die Aktionäre - aufgrund des börsen-
kursnahen Ausgabepreises der neuen Aktien und aufgrund der 
größenmäßigen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitaler-
höhung - grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote 
durch einen Erwerb der erforderlichen Aktien zu annähernd 
gleichen Bedingungen über die Börse aufrecht zu erhalten. Es ist 
daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetz-
lichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Vermögens- und 
Beteiligungsinteressen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2020 unter Ausschluss des Bezugsrechts 
angemessen gewahrt bleiben, während der Gesellschaft im 
Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet 
werden.

Ausnutzung der Ermächtigung

Vorstand und Aufsichtsrat haben in jedem Einzelfall sorgfältig 
zu prüfen, ob sie von einer der Ermächtigungen zur Kapitalerhö-

hung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch 
machen. Eine Ausnutzung ist jeweils nur dann zulässig, wenn 
dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
liegt.

Über die Einzelheiten der Ausnutzung der Ermächtigung hat der 
Vorstand in der ordentlichen Hauptversammlung zu berichten, 
die auf eine etwaige Ausgabe von Aktien der Gesellschaft aus 
dem Genehmigten Kapital 2020 unter Bezugsrechtsausschluss 
folgt.

III. Unterlagen zur Tagesordnung

Ab der Einberufung der Hauptversammlung sind auf der Interne-
tseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

die folgenden Unterlagen zugänglich:

•	 die vorliegende Einladung zur außerordentlichen virtuellen 
Hauptversammlung am 8. Oktober 2020;

•	 zu Tagesordnungspunkt 3 der schriftliche Bericht des Vor-
stands gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, bei der 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen 
Aktien auszuschließen (als Bestandteil der vorliegenden Einla-
dung zur außerordentlichen virtuellen Hauptversammlung am 
8. Oktober 2020).

Die vorgenannten Unterlagen können ab der Einberufung der 
Hauptversammlung auch in den Geschäftsräumen am Sitz der 
Gesellschaft, Unter den Eichen 7, 65195 Wiesbaden, Deutschland, 
eingesehen werden. Sie werden den Aktionären auf Wunsch auch 
unverzüglich kostenlos zugesandt.

Die vorgenannten Unterlagen werden auch während der virtu-
ellen Hauptversammlung am 8. Oktober 2020 auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

zugänglich sein.

IV. Weitere Angaben und Hinweise

1.	Allgemeine Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung

Die außerordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am 
8. Oktober 2020 wird gemäß Entscheidung des Vorstands mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats nach Maßgabe des Art. 2 des 
Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie 
im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020 
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(BGBl. I S. 569), namentlich gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, 
Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, „COVID-19-Gesetz“) 
als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abgehalten. Die gesamte 
Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten 
Aktionäre oder deren Bevollmächtigte nach Maßgabe der nach-
folgenden Bestimmungen am 8. Oktober 2020 ab 10:00 Uhr in 
Echtzeit im Internet auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

im passwortgeschützten HV-Portal in Bild und Ton übertragen.

Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmäch-
tigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) 
am Versammlungsort ist ausgeschlossen. Aktionäre oder ihre 
Bevollmächtigten können an der Hauptversammlung nur im 
Wege elektronischer Zuschaltung teilnehmen. Eine elektronische 
Teilnahme an der Hauptversammlung ist nicht möglich. Ins-
besondere ermöglicht die elektronische Zuschaltung über das 
passwortgeschützte HV-Portal keine elektronische Teilnahme an 
der Hauptversammlung im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des 
COVID-19-Gesetzes. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre 
oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im Wege der 
Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung, auch an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, nach Maßgabe der 
nachfolgend beschriebenen Bestimmungen.

Über das passwortgeschützte HV-Portal können die ordnungsge-
mäß angemeldeten Aktionäre und gegebenenfalls ihre Bevoll-
mächtigten gemäß den jeweils dafür vorgesehenen, nachfolgend 
im Einzelnen beschriebenen Verfahren unter anderem ihre Aktio-
närsrechte ausüben, Vollmachten erteilen, Fragen einreichen oder 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zur 
Niederschrift des Notars erklären.

2.	Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptver-
sammlung im Wege elektronischer Zuschaltung und die Aus-
übung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung im Wege 
elektronischer Zuschaltung und zur Ausübung des Stimmrechts 
sind gemäß § 16 Abs. 1 und 2 der Satzung der Gesellschaft nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Nachweis ihres 
Anteilsbesitzes fristgerecht zur Hauptversammlung anmelden. 
Die Anmeldung bedarf der Textform und muss in deutscher oder 
englischer Sprache erfolgen. Die Anmeldung und der Nachweis 
des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft spätestens bis zum 
Ablauf des 1. Oktober 2020, 24:00 Uhr, unter der nachfolgend ge-
nannten Adresse oder E-Mail-Adresse zugehen (Anmeldestelle):

ABO Invest AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Deutschland

oder per E-Mail an: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist durch einen 
in Textform in englischer oder deutscher Sprache erstellten be-
sonderen Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende 
Institut zu erbringen. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich 
auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, also 
auf den 17. September 2020, 0:00 Uhr, zu beziehen (Nachweis-
stichtag).

Nach Eingang der Anmeldung und des besonderen Nachweises 
des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären 
Stimmrechtskarten für die Ausübung der Rechte in Bezug auf die 
virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Zugangsdaten 
für das HV-Portal zur Ausübung der Aktionärsrechte hinsichtlich 
der virtuellen Hauptversammlung übermittelt. Wir bitten die 
Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung 
des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu 
tragen.

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtu-
ellen Hauptversammlung im Wege elektronischer Zuschaltung 
und die Ausübung des Stimmrechts nur als Aktionär, wer den 
Nachweis über den Anteilsbesitz erbracht hat. Die Berechtigung 
zur Teilnahme und der maßgebliche Umfang des Stimmrechts 
bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des 
Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag 
geht jedoch keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteils-
besitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder partiellen 
Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist 
für die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptver-
sammlung im Wege elektronischer Zuschaltung und den Umfang 
des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs 
zum Nachweisstichtag maßgeblich. Dies bedeutet, dass Veräu-
ßerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag keine Aus-
wirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung im Wege elektronischer Zuschaltung und 
den Umfang des Stimmrechts haben.

Entsprechendes gilt für Erwerbe von Aktien nach dem Nachweiss-
tichtag: Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien 
besitzen und erst danach Aktionär werden, sind für die von ihnen 
gehaltenen Aktien nur teilnahme- und stimmberechtigt, soweit 
sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen 
lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Divi-
dendenberechtigung.

3.	Details zum HV-Portal

Ab 17. September 2020, 0:00 Uhr, steht auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

das passwortgeschützte HV-Portal zur Verfügung. Über das pass-
wortgeschützte HV-Portal können Aktionäre oder gegebenenfalls 
ihre Bevollmächtigten gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren 
unter anderem ihr Stimmrecht über elektronische Kommunika-
tion, namentlich im Wege elektronischer Briefwahl ausüben und 
elektronisch Vollmacht und Weisung an die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft erteilen sowie Fragen einreichen und Wider-
spruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zur Nie-
derschrift des Notars einlegen, jeweils wie in den nachfolgenden 
Abschnitten näher beschrieben.
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4.	Verfahren für die Stimmabgabe

Bevollmächtigung

Aktionäre können sich hinsichtlich der Teilnahme an der virtu-
ellen Hauptversammlung im Wege elektronischer Zuschaltung 
und der Ausübung ihres Stimmrechts in der virtuellen Hauptver-
sammlung durch einen Bevollmächtigten, etwa einen Interme-
diär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder 
eine andere Person ihrer Wahl vertreten lassen.

Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind eine fristgerechte 
Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
erforderlich (siehe oben unter Ziffer 2., „Voraussetzungen für 
die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung im Wege 
elektronischer Zuschaltung und die Ausübung des Stimmrechts“). 
Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Text-
form. Die Vollmacht kann gegenüber dem zu Bevollmächtigenden 
oder gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. Der Nachweis 
der Bevollmächtigung kann postalisch oder per E-Mail bis zum 
Ablauf des 7. Oktober 2020, 24:00 Uhr, an folgende Anschrift 
oder E-Mail-Adresse übermittelt werden:

ABO Invest AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Deutschland

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Daneben kann der Nachweis der Bevollmächtigung ab dem 17. 
September 2020, 0:00 Uhr, über das passwortgeschützte HV-
Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der 
Auszählung der Stimmen zu dem oder den jeweiligen Tages-
ordnungspunkten in der virtuellen Hauptversammlung am 8. 
Oktober 2020 und nach entsprechender Ankündigung durch 
den Versammlungsleiter übermittelt, geändert oder widerrufen 
werden.

Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, kön-
nen für die Erteilung einer Vollmacht das Formular verwenden, 
welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des 
Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular 
steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

zum Download zur Verfügung.

Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vor-
stehend genannten Zeitpunkten auch zur Verfügung, wenn die 
Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesell-
schaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung 
der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Der Widerruf 
oder die Änderung einer bereits erteilten Vollmacht kann eben-
falls auf den vorgenannten Übermittlungswegen jeweils bis zu 
den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar gegenüber 
der Gesellschaft erklärt werden.

Bei Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärsver-
einigung, eines Stimmrechtsberaters oder diesen gemäß § 135 
Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen, Vereinigungen, Instituten 
oder Unternehmen ist die Vollmachtserteilung von dem betref-
fenden Bevollmächtigten nachprüfbar festzuhalten; die Voll-
machtserklärung muss dabei vollständig sein und darf nur mit 
der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. 
Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, 
einen Stimmrechtsberater oder andere diesen gemäß § 135 Abs. 
8 AktG gleichgestellte Personen, Vereinigungen, Institute oder 
Unternehmen bevollmächtigen wollen, werden gebeten, sich in 
diesem Fall mit dem jeweiligen zu Bevollmächtigenden über die 
Form der Vollmacht abzustimmen. Auf das besondere Verfahren 
nach § 135 Abs. 1 Satz 5 AktG wird hingewiesen.

Auch Bevollmächtigte können nicht physisch, sondern lediglich 
im Wege elektronischer Zuschaltung (keine elektronische Teil-
nahme) an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 
Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im 
Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht im Wege der Briefwahl oder 
durch (Unter-)Bevollmächtigung, auch der weisungsgebundenen 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft, ausüben.

Stimmrechtsvertretung durch Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft

Aktionäre können sich durch die von der Gesellschaft benannten, 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
(Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) vertreten lassen. Auch in 
diesem Fall sind eine fristgerechte Anmeldung und der Nachweis 
der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts erforderlich (siehe oben unter 
Ziffer 2., „Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung im Wege elektronischer Zuschaltung und 
die Ausübung des Stimmrechts“). Die Erteilung einer Vollmacht 
an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und ihr Widerruf 
bedürfen der Textform. Soweit die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem Fall 
Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden.

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Ge-
sellschaft können postalisch oder per E-Mail bis zum Ablauf des 
7. Oktober 2020, 24:00 Uhr, an folgende Anschrift oder E-Mail-
Adresse übermittelt werden:

ABO Invest AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Deutschland

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de
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Daneben können Vollmachten und Weisungen an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ab dem 17. September 
2020, 0:00 Uhr, über das passwortgeschützte HV-Portal auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der 
Auszählung der Stimmen zu dem oder den jeweiligen Tagesord-
nungspunkten in der virtuellen Hauptversammlung am 8. Okto-
ber 2020 und nach entsprechender Ankündigung durch den Ver-
sammlungsleiter erteilt, geändert oder widerrufen werden. Ein 
entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmel-
dung und Anteilsbesitznachweis zugesandt. Ein entsprechendes 
Formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

zum Download zur Verfügung.

Bei einer Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft müssen diesen in jedem Falle Weisungen für die Ausübung 
des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft sind verpflichtet, entsprechend den ihnen erteilten 
Weisungen abzustimmen. Erhalten die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft mehrere Vollmachten und Weisungen, wird die als 
zuletzt erteilte formgültige Vollmacht mit den entsprechenden 
Weisungen als verbindlich erachtet. Bei nicht formgültig erteilten 
Vollmachten werden die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
die jeweiligen Stimmen in der virtuellen Hauptversammlung 
nicht vertreten. Soweit Weisungen nicht korrekt ausgefüllt oder 
nicht eindeutig erteilt werden, werden sich die Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft in Abhängigkeit vom Abstimmungs-
verfahren der Stimme enthalten oder nicht an der Abstimmung 
teilnehmen.

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen keine 
Vollmachten und Weisungen zur Einlegung von Widersprüchen 
gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung der Frage-
möglichkeit oder zur Stellung von Anträgen entgegen.

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 
durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen 
Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu 
diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende 
Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung.

Stimmabgabe im Wege der Briefwahl

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch im Wege der Briefwahl 
schriftlich, mittels E-Mail oder auf elektronischem Weg unter 
Nutzung des passwortgeschützten HV-Portals (elektronische 
Briefwahl) ausüben. Auch in diesem Fall sind eine fristgerechte 
Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
(siehe oben unter Ziffer 2., „Voraussetzungen für die Teilnahme 
an der virtuellen Hauptversammlung im Wege elektronischer 
Zuschaltung und die Ausübung des Stimmrechts“) erforderlich.

Briefwahlstimmen können postalisch oder per E-Mail bis zum Ab-
lauf des 7. Oktober 2020, 24:00 Uhr, an folgende Anschrift oder 
E-Mail-Adresse übermittelt werden:

ABO Invest AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Deutschland

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Daneben können Briefwahlstimmen ab dem 17. September 
2020, 0:00 Uhr, über das passwortgeschützte HV-Portal auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der 
Auszählung der Stimmen zu dem oder den jeweiligen Tages-
ordnungspunkten in der virtuellen Hauptversammlung am 8. 
Oktober 2020 und nach entsprechender Ankündigung durch 
den Versammlungsleiter abgegeben, geändert oder widerrufen 
werden. Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsge-
mäßer Anmeldung und Anteilsbesitznachweis zugesandt. Ein 
entsprechendes Formular steht auch auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

zum Download zur Verfügung.

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 
durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptver-
sammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im Wege 
der Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als 
entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstim-
mung.

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, 
Stimmrechtsberater oder diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleich-
gestellte Personen, Vereinigungen, Institute oder Unternehmen 
können sich der Briefwahl bedienen.

5.	Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 
im Internet

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmäch-
tigten können die gesamte Hauptversammlung am 8. Oktober 
2020 ab 10:00 Uhr auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

im passwortgeschützten HV-Portal in Echtzeit in Bild und Ton 
verfolgen.

Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines 
ordnungsgemäßen Nachweises des Anteilsbesitzes (siehe oben 
unter Ziffer 2., „Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtu-
ellen Hauptversammlung im Wege elektronischer Zuschaltung 
und die Ausübung des Stimmrechts“) werden den Aktionären 
die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschützten HV-
Portals auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

übersandt.
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6.	Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung

Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten, die das 
Stimmrecht im Wege der Briefwahl oder durch Vollmachtsertei-
lung, auch an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft, aus-
geübt haben, haben die Möglichkeit, auf elektronischem Wege 
über das passwortgeschützte HV-Portal auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

gemäß § 245 Nr. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des COVID-
19-Gesetzes Widerspruch gegen einen Beschluss der Haupt-
versammlung zur Niederschrift des Notars zu erklären. Der 
Widerspruch ist bis zur Beendigung der Hauptversammlung 
ausschließlich über das passwortgeschützte HV-Portal auf der In-
ternetseite der Gesellschaft zu erklären. Ein persönliches Erschei-
nen in der virtuellen Hauptversammlung ist für die Erklärung des 
Widerspruchs nicht erforderlich und auch nicht möglich.

7. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Jeder Aktionär ist gemäß § 126 Abs. 1 AktG berechtigt, Gegenan-
träge zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat 
zu den Punkten der Tagesordnung zu stellen. Sollen Gegenanträ-
ge von der Gesellschaft vor der Hauptversammlung zugänglich 
gemacht werden, sind sie bis spätestens 14 Tage vor dem Tag der 
Hauptversammlung, mithin bis spätestens zum 23. September 
2020, 24:00 Uhr, ausschließlich an die folgende Adresse, Telefax-
Nummer oder E-Mail-Adresse zu richten:

ABO Invest AG

Vorstand

Unter den Eichen 7

65195 Wiesbaden

Fax: +49 (0)611 267 65 - 599

E-Mail: hv@abo-invest.de

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht berücksich-
tigt.

Die vorstehenden Regelungen gelten gemäß § 127 Satz 1 AktG 
sinngemäß für den Vorschlag von Aktionären zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern. Solche 
Vorschläge müssen jedoch nicht begründet werden. Zusätzlich 
zu den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Gründen braucht der 
Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann nicht 
zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht den Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort des Kandidaten enthält.

Rechtzeitig unter der vorstehend genannten Adresse eingegan-
gene Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen bekanntgemacht.

Angesichts der rein virtuellen Durchführung der Hauptversamm-
lung und der insoweit vorgesehenen Ausübung des Stimmrechts 
ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch Vollmachtsertei-
lung, auch an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft, besteht 
kein Antragsrecht von Aktionären oder ihrer Bevollmächtigten in 
der Hauptversammlung. Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten 

können daher während der Hauptversammlung am 8. Oktober 
2020 keine Gegenanträge zu den Beschlussvorschlägen von 
Vorstand und Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung 
stellen und keine Wahlvorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmit-
gliedern oder von Abschlussprüfern unterbreiten. Gegenanträge 
und etwaige Wahlvorschläge werden im Rahmen der virtuellen 
Hauptversammlung jedoch als gestellt berücksichtigt, wenn der 
antragstellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär 
oder Aktionärsvertreter ordnungsgemäß zur Hauptversammlung 
angemeldet ist und wenn der Gegenantrag oder Wahlvorschlag 
bis spätestens zum Ablauf des 6. Oktober 2020, 24:00 Uhr, unter 
der vorstehend genannten Adresse der Gesellschaft eingegangen 
ist.

8.	Auskunftsrecht; Fragemöglichkeit der Aktionäre gemäß § 1 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 des COVID-19-Gesetzes

Das Auskunftsrecht der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 
ist im Falle einer virtuellen Hauptversammlung gemäß § 1 Abs. 
2 des COVID-19-Gesetzes erheblich eingeschränkt. Abweichend 
von § 131 Abs. 1 AktG haben angemeldete Aktionäre oder ihre 
Bevollmächtigten in der virtuellen Hauptversammlung am 
8. Oktober 2020 kein Auskunftsrecht. Die Aktionäre oder ihre 
Bevollmächtigten haben lediglich die Möglichkeit, im Vorfeld der 
Hauptversammlung nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Anteilsbesitznachweis Fragen im Wege elektronischer Kommuni-
kation zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes). 
Ein Recht auf Antwort ist damit jedoch nicht verbunden. Über die 
Beantwortung der Fragen entscheidet der Vorstand nach pflicht-
gemäßem, freiem Ermessen. Der Vorstand hat nicht alle Fragen 
zu beantworten. Er kann insbesondere auch Fragen zusammen-
fassen und im Interesse der anderen Aktionäre sinnvolle Fragen 
auswählen; er kann dabei Aktionärsvereinigungen und institutio-
nelle Investoren mit bedeutenden Stimmanteilen bevorzugen.

Fragen der Aktionäre sind bis spätestens zwei Tage vor der Haupt-
versammlung, mithin bis spätestens zum Ablauf des 6. Oktober 
2020, 24:00 Uhr, über das passwortgeschützte HV-Portal auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

einzureichen.

Fragen sind ausschließlich in deutscher Sprache einzureichen. 
Nach Ablauf der vorstehend genannten Frist oder nicht in 
deutscher Sprache eingereichte Fragen werden nicht berücksich-
tigt. Es haben nur solche Aktionäre oder Aktionärsvertreter die 
Möglichkeit, Fragen einzureichen, die sich bis spätestens zum 
Ablauf des 1. Oktober 2020, 24:00 Uhr, in der vorstehend unter 
Ziffer 2. („Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung im Wege elektronischer Zuschaltung und die 
Ausübung des Stimmrechts“) angegebenen Weise bei der Gesell-
schaft ordnungsgemäß angemeldet und einen entsprechenden 
Anteilsbesitznachweis erbracht haben.

Die Beantwortung eingereichter Fragen erfolgt in der Haupt-
versammlung am 8. Oktober 2020. Die Beantwortung häufig 
gestellter Fragen (Frequently Asked Questions, FAQ) bereits vorab 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
http://www.abo-invest.de/hv bleibt vorbehalten.
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Es ist derzeit vorgesehen, die Fragesteller im Rahmen der Fragen-
beantwortung grundsätzlich namentlich zu nennen, sofern diese 
der namentlichen Nennung nicht ausdrücklich widersprochen 
haben.

Während der virtuellen Hauptversammlung am 8. Oktober 2020 
können keine Fragen gestellt werden.

9.	Weitergehende Erläuterungen und Informationen auf der 
Internetseite der Gesellschaft

Auf der Internetseite der Gesellschaft sind unter

http://www.abo-invest.de/hv

die zu veröffentlichenden Informationen zugänglich. Auch 
während der Hauptversammlung werden die zugänglich zu ma-
chenden Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.abo-invest.de/hv

zugänglich sein.

10. Hinweise zum Datenschutz

Die ABO Invest AG, Unter den Eichen 7, 65195 Wiesbaden, 
Deutschland, erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene 
Daten ihrer Aktionäre oder der bevollmächtigten Aktionärs-
vertreter zum Zwecke der Vorbereitung, Durchführung und 
Nachbereitung der virtuellen Hauptversammlung am 8. Okto-
ber 2020, einschließlich des Anmeldeprozesses zur virtuellen 
Hauptversammlung. Die Daten werden nur verarbeitet, um 
den Aktionären und ihren Bevollmächtigten die Ausübung 
ihrer Rechte oder Fragemöglichkeit im Hinblick auf die virtuelle 
Hauptversammlung am 8. Oktober 2020 zu ermöglichen und die 
gesetzlichen Bestimmungen einer Hauptversammlung einzuhal-
ten, einschließlich der Bestimmungen des COVID-19-Gesetzes zur 
Durchführung einer virtuellen Hauptversammlung.

Weitergehende Informationen zum Datenschutz stehen im Inter-
net unter der Adresse:

https://www.buergerwindaktie.de/extra/datenschutz.html

bereit und können kostenlos unter obenstehender Adresse ange-
fordert werden.

11. Technische Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung

Für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung im Wege 
elektronischer Zuschaltung sowie zur Nutzung des passwortge-
schützten HV-Portals auf der Internetseite der Gesellschaft und 
zur Ausübung von Aktionärsrechten benötigen Sie eine Internet-
verbindung und ein internetfähiges Endgerät. Um die Bild- und 
Tonübertragung der Hauptversammlung optimal wiedergeben zu 
können, wird eine stabile Internetverbindung mit einer ausrei-
chenden Übertragungsgeschwindigkeit empfohlen.

Nutzen Sie zum Empfang der Bild- und Tonübertragung der virtu-
ellen Hauptversammlung einen Computer, benötigen Sie einen 
Browser und einen Lautsprecher oder Kopfhörer.

Für den Zugang zum passwortgeschützten HV-Portal auf der 
Internetseite der Gesellschaft benötigen Sie die entsprechenden 

Zugangsdaten, welche Sie nach ordnungsgemäßer Anmeldung 
und Nachweis des Anteilsbesitzes übersandt bekommen. Mit den 
Zugangsdaten können Sie sich in dem HV-Portal auf der Internet-
seite der Gesellschaft anmelden.

Um das Risiko von Einschränkungen bei der Ausübung von Akti-
onärsrechten durch technische Probleme während der virtuellen 
Hauptversammlung zu vermeiden, wird empfohlen, die Aktio-
närsrechte (insbesondere das Stimmrecht) - soweit möglich - 
bereits vor Beginn der virtuellen Hauptversammlung auszuüben. 
Über das passwortgeschützte HV-Portal auf der Internetseite der 
Gesellschaft ist die Ausübung des Stimmrechts für angemeldete 
Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten im Wege elektronischer 
Briefwahl ab dem 17. September 2020, 0:00 Uhr, möglich.

12. Hinweis zur Verfügbarkeit der Bild- und Tonübertragung

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmäch-
tigten können die gesamte virtuelle Hauptversammlung per 
Bild- und Tonübertragung im Internet verfolgen. Die Bild- und 
Tonübertragung der virtuellen Hauptversammlung und die 
Verfügbarkeit des passwortgeschützten HV-Portals auf der 
Internetseite der Gesellschaft kann nach dem heutigen Stand der 
Technik aufgrund von Einschränkungen der Verfügbarkeit des 
Telekommunikationsnetzes und der Einschränkung von Internet-
dienstleistungen von Drittanbietern Schwankungen unterliegen, 
auf welche die Gesellschaft keinen Einfluss hat.

Die Gesellschaft kann daher keine Gewährleistungen und Haf-
tung für die Funktionsfähigkeit und ständige Verfügbarkeit der 
in Anspruch genommenen Internetdienste, der in Anspruch ge-
nommenen Netzelemente Dritter, der Bild- und Tonübertragung 
sowie den Zugang zum HV-Portal und dessen generelle Verfüg-
barkeit übernehmen.

Die Gesellschaft übernimmt auch keine Verantwortung für Fehler 
und Mängel der für den Online-Service eingesetzten Hard- und 
Software einschließlich solcher der eingesetzten Dienstleistungs-
unternehmen, soweit nicht Vorsatz vorliegt. Die Gesellschaft 
empfiehlt aus diesem Grund, frühzeitig von den oben genannten 
Möglichkeiten zur Rechtsausübung, insbesondere zur Ausübung 
des Stimmrechts, Gebrauch zu machen.

Wiesbaden, im August 2020

ABO Invest AG

Der Vorstand


